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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit umstrittenen Personalentscheiden und Demissionen wichtiger Amtsträger geriet
das konservativ geleitete Bistum Chur in die Schlagzeilen. Bischof Vitus Huonder
forcierte Anfang des Berichtsjahrs seine seit 2008 gehegte Absicht, den
Kirchenrechtler Martin Grichting zu einem der beiden seit 1993 im Bistum Chur
amtierenden Weihbischöfen ernennen zu lassen. Bei den staatskirchenrechtlichen
Institutionen seines Bistums stiess er damit auf Unverständnis, Kritik und erfolgreiche
Gegenwehr. Die beabsichtigte Ernennung Grichtings, der u.a. die Abschaffung der
Kirchensteuer fordert und die staatskirchenrechtlichen Strukturen der Schweiz
grundlegend hinterfragt, kam nicht zustande. Als Reaktion auf weitere umstrittene
Personalentscheide kritisierten mehrere Amtsträger des Bistums öffentlich die
Kirchenführung. Beide Lager suchten in der Folge die Vermittlung des Vatikans. Die
Vereinigung der Kantonalkirchen des Bistums Chur erwog dabei gar, die Schweizer
Landesregierung um eine Intervention in Rom zu bitten. Die Schweizerische
Bischofskonferenz stützte Huonder, stellte sich in der Frage der Kirchensteuer aber
dezidiert hinter die Kantonalkirchen und die Kirchgemeinden. 1
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Bereits zu Jahresbeginn wurde Bischof Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage
publik. Darin äusserte sich der Churer Bischof ablehnend gegenüber dem Empfangen
der Sakramente durch Homosexuelle und geschiedene Wiederverheiratete. Solche
Personen könnten zwar bei der Kommunion vor den Priester treten, müssten dies aber
als Zeichen ihrer "irregulären Situation" mit verschränkten Armen tun, und könnten
anstelle der Hostie lediglich den Segen empfangen. Zwei Wochen später hatten bereits
über 2700 Schweizer Katholiken in einem Appell ihre Unzufriedenheit mit Huonders
erneut provozierender Stellungnahme ausgedrückt. Die Forderungen der
Bistumsleitung seien beschämend und völlig inakzeptabel. Dass die kirchliche Basis
geschiedenen Wiederverheirateten und Homosexuellen offener gegenüber steht,
letzteren zumindest in der Tendenz, brachten denn auch die Ende Januar
kommunizierten Ergebnisse der Pastoralumfrage zu Tage. Im März forderten kirchliche
Basisorganisationen, darunter die Vertreter der Pfarrei-Initiative sowie die Jungwacht
Blauring, unter Hauptinitiative des Schweizerischen Katholischen Frauenbundes (SKF) in
einer Demonstration in St. Gallen die Abberufung von Bischof Huonder und dessen
Generalvikar Martin Grichting. Unter dem Motto "Es reicht!" übergaben um die 2000
reformwillige Katholiken am 9. März Markus Büchel, dem Präsidenten der Schweizer
Bischofskonferenz (SBK), ein entsprechendes Schreiben mit der Forderung nach einem
dem Bischof übergeordneten Administrator, der für eine barmherzige und
weltzugewandte Kirche einstehe und Diskriminierungen jeglicher Art weder verursache
noch dulde. Als Auslöser für diese drastische Forderung nannten die Demonstranten
nicht nur Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage, sondern auch seine Aussagen
zu Genderfragen am internationalen Tag der Menschenrechte 2013 oder etwa seine
Befürwortung zur Volksinitiative "Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache", entgegen
dem vorangegangenem SBK-Beschluss auf Stimmfreigabe. Das Bistum vertrat die
Ansicht, das eigentliche Problem der Initianten sei nicht die Person Vitus Huonder,
sondern die Unvereinbarkeit gewisser Wertvorstellungen mit Teilen der kirchlichen
Lehre. Huonder stand jedoch nicht ohne Unterstützung da: Der Bund junger Katholiken
wollte den Bischof in einer am gleichen Tag stattfindenden Kundgebung unterstützen,
was der Organisation jedoch von Bischof Huonder des kirchlichen Friedens Willen
untersagt wurde. Durchgeführt wurde dann jedoch im Rahmen der Gebetsinitiative
"Nein zum Krieg unter uns" ein Gottesdienst für Huonder mit 300 Gläubigen.  Ein erstes
klärendes Gespräch zwischen den reformwilligen Katholiken und der Churer
Bistumsleitung fand im November statt, förderte jedoch noch keine sichtbare
Annäherung der Parteien zutage. 2
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Nach den Anschlägen in Paris haben die Schweizer Muslime ihre Forderung nach der
Anerkennung des Islams als Landeskirche erneut aufgegriffen. Ihr designiertes Ziel
hierbei sei es, Muslime besser in die hiesige Gesellschaft integrieren zu können und
zugleich aufkommenden Radikalisierungstendenzen Einhalt bieten zu können. Erste
Gesuche hierfür seien bereits in Vorbereitung und würden zunächst im Pilotkanton
Basel-Stadt und zu einem späteren Zeitpunkt dann auch in der Waadt eingereicht. Für
den Vorstoss verantwortlich zeigen sich die beiden nationalen Muslim-Verbände KIOS
und FIDS. Die Organisationen erarbeiten zur Zeit gemeinsam ein Musterstatut für
islamische Gesellschaften, welches den kantonalen Verfassungen entspreche, um somit
eine solide Grundlage für das staatliche Akzeptanzsiegel zu schaffen. Das Gesuch selbst
soll sodann von offiziellen Muslimvertreterinnen und -vertretern, welche mittels
Testwahlen von Basler Muslimen bestimmt werden, an offizieller Stelle eingereicht
werden. Farhad Afshar, Präsident der KIOS, betonte, dass den Frauen für die Wahlen
das gleiche aktive und passive Wahlrecht zugesprochen werde wie den Männern. Zudem
soll zur Offenlegung der geforderten demokratischen Organisation und Transparenz
eine unabhängige Rekurskommission geschaffen werden. Somit greift das Musterstatut
relevante Eckpfeiler des juristischen Gutachtens auf, welches im Jahr zuvor an der
Universität Luzern in Auftrag gegeben worden war. Dass nebst dem Kanton Basel-Stadt
auch die Waadt in den Fokus der beiden Verbände gerückt war, kam nicht von
ungefähr: Im November des vergangenen Jahres hatte der Waadtländer Staatsrat
Anpassungen im Reglement für die Anerkennung weiterer, auch nicht christlicher
Religionsgemeinschaften vorgenommen. Beide Muslimverbände erhoffen sich durch
den Vorstoss zunächst die "kleine Anerkennung" – welche in Basel schon länger möglich
ist – zu erlangen, um danach die volle staatliche Anerkennung zu erreichen. Der
Kirchenstatus würde es der Gemeinschaft ermöglichen, eine adäquate islamisch-
religiöse Infrastruktur aufzugleisen und hätte zugleich auch eine starke Signalwirkung an
die anderen Kantone.
In der Schweizer Parteienlandschaft sind aber nicht alle von diesem Vorstoss angetan.
Die SVP-Spitze beispielsweise stellte zwar klar, dass sie die Kultusfreiheit zu keinem
Zeitpunkt in Frage stelle, die Anerkennung des Islams als integralen Bestandteil der
Landeskirche jedoch explizit ablehne. Mit einer verfassungsrechtlichen Anerkennung
seien diverse Privilegien verbunden, deren Fürsprache aber – zur Wahrung des
religiösen Friedens – der Mitsprache der kantonalen Bürger bedürfe. Zudem seien die
Muslime in keiner Organisation zusammengefasst, welche alle Glaubensangehörigen
vertrete. Christoph Neuhaus (BE, svp), Berner Kirchendirektor und Regierungsrat,
schlägt als eine mögliche Alternative zur staatlichen Anerkennung eine Anerkennung der
muslimischen Gemeinschaften als gemeinnützige Vereine vor. Dadurch könne man die
nötige Transparenz schaffen und hätte noch einen gewissen Einfluss auf die
Vereinstätigkeit. Christian Levrat (sp, FR) betrachtet die Diskussion jedoch aus einer
ganz anderen Perspektive: Die SVP schüre mit ihrer Haltung lediglich den Hass gegen
die Muslime und würde sich somit zugleich auch gegen jegliche
Integrationsmassnahmen wehren. Die Schweiz müsse aber viel entschiedener gegen die
Islamophobie vorgehen und sich vermehrt für die Integration einsetzen, wobei genau
diese Anerkennung als eine passende Massnahme zu verstehen sei. Dieser Meinung
schloss sich auch Regula Rytz (gp, BE) an und betonte, dass durch eine solche
Anerkennung zugleich auch die Rechte und Pflichten klar geregelt werden könnten.
Christophe Darbellay (cvp, VS) hielt sich indes etwas mehr zurück: Zur Religionsfreiheit
gebe es definitiv ein Ja, nicht aber zur Anerkennung, schliesslich sei die Schweiz ein
christlich-abendländisch geprägtes Land und, wie Erfahrungen mit anderen
Glaubensgemeinschaften zeigten, sei eine staatliche Anerkennung für eine gelungene
Integration nicht vonnöten. Philipp Müller (fdp, AG) hingegen stellte klar, dass die
staatliche Anerkennung den Kantonen obliege, wobei für ihn persönlich die kulturelle
Verwurzelung einer Glaubensgemeinschaft innerhalb eines Kantons im Fokus stehe.
Zudem verwies er auf die viel diskutierte Trennung von Staat und Kirche, welche
zwischenzeitlich sogar Anklang in der Kirche selbst finde. 
So befindet selbst der Churer Generalvikar Martin Grichting, dass das heutige System
nicht mehr mit der Religionsvielfalt in der Schweiz vereinbar sei. Anstelle der
Volkskirche könne er sich eine kleinere Glaubensgemeinschaft mit einer treuen
Gefolgschaft vorstellen. Gerade in der heutigen Zeit, in der so viele Personen aus der
Kirche austreten würden und sehr wahrscheinlich irgendwann mehr als die Hälfte der
Steuerzahlenden konfessionslos sein werde, stelle sich unweigerlich die Frage nach der
Legitimationsgrundlage für die staatlich unterstützte Erhebung der Kirchensteuer – in
diesem Sinne hätten die Landeskirchen also ausgedient. 3
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Als der Urner Pfarrer Wendelin Bucheli im Oktober 2014 in seiner Pfarreikirche in
Bürglen einem lesbischen Paar seinen Segen aussprach, tat er das in der Auslegung
seiner Pflichten als Seelsorger und in Ermessung seiner Verantwortung Gott gegenüber
– jedoch nicht ahnend, dass seine Handlung bis in die obersten Kirchenkreise Wellen
schlagen würde und massgeblichen Einfluss auf seine Kariere haben könnte.
Kurz nach Bekanntwerden der Segnung erhielt Bucheli eine Mitteilung aus dem Bistum
Chur, in welcher er von Bischof Huonder aufgefordert wurde, seinen Posten in der
Urner Gemeinde bis zum Sommer 2015 zu räumen. Der Bischof liess verkünden, dass er
mit der Segnung einer homosexuellen Verbindung eine "Verunklärung" der kirchlichen
Lehre von Ehe und Familie begangen habe und somit grosses Ärgernis und Aufruhr bei
Gläubigen weit über die Landesgrenzen hinweg geschaffen habe. Im Sinne der
katholischen Kirche hielt die Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) fest, dass zwar
homosexuelle Menschen gesegnet werden dürfen, nicht aber deren gemeinsame
Verbindung. Da Bucheli sich diesem Verdikt aber widersetzt habe, sei seine weitere
Tätigkeit in der Gemeinde Bürglen nicht mehr verantwortbar. In Absprache mit Bischof
Charles Morerod (Bistum Lausanne-Genf-Freiburg) solle der Pfarrer nun
demissionieren und in seine Weihestätte rückversetzt werden. 
Peter Vorwerk (Sprecher der Pfarrei Bürglen), Markus Frösch (Gemeindepräsident)
sowie weite Teile der Bevölkerung und des Kirchenrates konnten diese Kündigung aber
nicht nachvollziehen. Die katholische Kirche sei als jene der Nächstenliebe zu
betrachten, in welcher ein Pfarrer jeden Menschen auf seinem Lebensweg segnen
könne. Zudem sei Pfarrer Bucheli in seiner Gemeinde sehr engagiert und trete allen
Menschen offen gegenüber und akzeptiere sie so, wie sie seien. Um der Empörung und
dem Unverständnis in der Bevölkerung Ausdruck zu verleihen, wurde eine Online-
Petition lanciert ("Pfarrer Wendelin Bucheli muss in Bürglen bleiben"), welche innert
kürzester Zeit über 40'000 Unterschriften verzeichnete – weit über die regionale
Grenze hinweg. Bucheli selbst wollte seine Demissionierung – auch im Wissen um den
Rückhalt in der Bevölkerung – nicht einfach hinnehmen und weigerte sich, sein Amt
abzutreten mit der Begründung, dass er hier in Bürglen mit seiner Arbeit noch nicht
fertig sei.
Das Bistum Chur, welches offensichtlich nicht mit soviel Widerstand gerechnet hatte,
beauftrage im März 2015 seinen Generalvikar Martin Grichting in der Sache, gemeinsam
mit Pfarrer Bucheli eine Lösung zu finden, welche im Einklang mit der Kirche stehe und
sowohl der Pfarrei Bürglen als auch dem Pfarrer Bucheli dienlich sei.
Nach langen Gesprächen kamen schliesslich beide Parteien zu einer Übereinkunft.
Bischof Huonder zog seine Bitte um Buchelis Demission zurück, nachdem ihm dieser
zugesichert hatte, zukünftig weder öffentliche noch heimliche Segnungen
gleichgeschlechtlicher Paare vorzunehmen und somit der Erklärung der Schweizer
Bischofskonferenz vom 3. Oktober 2002 nachzukommen. 4
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